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Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

anbei übersende ich die erbetenen Berichte tür die Sitzung des 
Ausschusses tür Europa und Eine Welt am 30. September 2016 

zum HaushaJtsentwurf 2017 
zur Arbeit des Projektbüros newtrade nrw 

, zum Europäischen Vereinsstatut. 

Ich bitte, die Berichte an den Ausschussvorsitzenden weiterzuleiten. 
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Bericht 

des Ministers für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien und 

Chefs der Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen für den 

Ausschuss Europa und Eine Welt 

zum Thema 

Europäisches Vereinsstatut 

September 2016 

Die Einführung eines Europäischen Vereinsstatuts soll die Gründung europäischer 
Vereine erlauben und durch die größere Unabhängigkeit von nationalen Bestimmun­
gen die grenzüberschreitende Arbeit erleichtern. Dadurch soll u.a. die Etablierung 
einer europäischen Zivilgesellschaft, also ein "Europa der Bürger" gefördert werden. 

Die Diskussion über die Rolle von Vereinen in der Europäischen Union reicht zurück 
bis in die frühen 80er Jahre. In zwei Entschließungsanträgen - 1984 über die Rolle 
und Verwaltung von Vereinen auf europäischer Ebene und 1985 über die Vereini­
gungsfreiheit - bat das Europäische Parlament die Kommission, Vorschläge für die 
Gründung und den Umgang mit europäischen Vereinen zu machen. 1993 legte die 
Kommission einen solchen Vorschlag vor, der im Rat keine Mehrheit gefunden hat 
und 2005 zurückgenommen wurde. 

Die Kommission erkennt die Rolle von Vereinen und gerade ihre grenzüberschrei­
tende Zusammenarbeit in einer Mitteilung "über die Förderung der Rolle gemeinnüt­
ziger Vereine und Stiftungen in Europa" (2007) ausdrücklich an. Sowohl das Europä­
ische Parlament in seiner Erklärung zur "Einführung eines Europäischen Statuts für 
Gesellschaften auf Gegenseitigkeit, Verbände und Stiftungen" (2010) als auch der 
Wirtschafts- und Sozialausschuss in seinem Bericht "Towards the Statute of the Eu­
ropean Association" (2011) setzten sich ausdrücklich für die Einführung eines Euro­
päischen Vereinsstatuts ein. 

In einer Anfrage an die Kommission am 17. Dezember 2015 bat Herr Axel Voss 
MdEP die Kommission um Auskunft darüber, ob sie in naher Zukunft plane, Vor­
schläge für ein Europäisches Vereinsstatut vorzulegen. Die Kommission sei bereits 
im März 2011 durch das EP aufgefordert worden, die notwendigen Schritte zu er­
greifen, um Vorschläge für ein Europäisches Statut für Verbände, Gesellschaften auf 
Gegenseitigkeit und Stiftungen vorzulegen. Am 18. März 2016 antwortete Frau 
Kommissarin Bienkowska, dass die Europäische Kommission aktuell von der Erar­
beitung eines Entwurfs für ein Europäisches Vereinsstatut Abstand nehme. Weitere 
Überlegungen hinsichtlich des Bedarfs an einem Europäischen Statut für Vereini­
gungen ohne Erwerbszweck seien erst nach der Annahme des vorgeschlagenen 
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Statuts der Europäischen Stiftung möglich. Dieser Vorschlag wurde jedoch 2015 zu­
rückgenommen. Sie verwies darauf, dass eine Einigung im Rat, der Vorschläge im 
Bereich der Sozialwirtschaft nur einstimmig beschließen könne, weiterhin unwahr­
scheinlich sei. 

Im. Rahmen einer Expertengruppe für Sozialunternehmen (GECES) prüfe die Kom­
mission derzeit jedoch unter anderem Methoden zur Förderung von Vereinen und 
falls erforderlich zur Verbesserung ihres rechtlichen Rahmens auf europäischer Ebe­
ne. 

Die Landesregierung erkennt die Bedeutung von Vereinen für die Zivilgesellschaft an 
und unterstützt grundsätzlich die Aktivitäten der Kommission in diesem Bereich. Für 
die europäische Agenda ist die Einführung eines Europäischen Vereinsstatuts derzeit 
jedoch nicht prioritär. Zudem ist eine positive Beschlussfassung im Rat derzeit nicht 
zu erwarten. Ein Vorstoß der Landesregierung scheint vor diesem Hintergrund wenig 
zielführend. Die Landesregierung wird die Entwicklung der europäischen Debatte in 
diesem Bereich jedoch aufmerksam verfolgen. 


